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Übergriffe seitens der Angolanischen Nationalpolizei, 
insbesondere in Gebieten, die kürzlich in die staatliche 
Verwaltung übergeführt wurden, und über die jüngste 
Zunahme feindseliger Propaganda. Das Ausbleiben von 
Fortschritten bei der Erfüllung der noch unerledigten 
Aufgaben des Friedensprozesses hat zu einer gravieren-
den Verschlechterung der militärischen Lage und der Si-
cherheit im Land geführt. Der Rat fordert die Regierung 
der Einheit und Nationalen Aussöhnung und die União 
Nacional para a Independência Total de Angola mit al-
lem Nachdruck auf, jedwede Handlung zu unterlassen, 
die zu neuen Feindseligkeiten führen oder den Friedens-
prozeß zum Scheitern bringen könnte. 

  Der Rat billigt den Plan zur Erfüllung der noch un-
erledigten Aufgaben aus dem Protokoll von Lusaka bis 
zum 31. Mai 1998, den der Sonderbeauftragte des Gene-
ralsekretärs der Gemeinsamen Kommission am 15. Mai 
1998 vorgelegt hat. Der Rat verlangt, daß die Regierung 
der Einheit und Nationalen Aussöhnung und ins-
besondere die União Nacional para a Independência To-
tal de Angola ihre Verpflichtungen nach diesem Plan er-
füllen. In diesem Zusammenhang bekräftigt der Rat seine 
Bereitschaft, die in Ziffer 4 der Resolution 1127 (1997) 
vom 28. August 1997 festgelegten Maßnahmen zu über-
prüfen und die Verhängung zusätzlicher Maßnahmen im 
Einklang mit den Ziffern 8 und 9 der Resolution 1127 
(1997) zu erwägen. 

  Der Rat dankt dem Generalsekretär, seinem Son-
derbeauftragten und dem Personal der Mission dafür, daß 
sie der Regierung der Einheit und Nationalen Aussöh-
nung und der União Nacional para a Independência Total 
de Angola bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen im 
Rahmen des Friedensprozesses behilflich sind. 

  Der Rat wird mit dieser Angelegenheit aktiv befaßt 
bleiben." 

 Auf seiner 3891. Sitzung am 12. Juni 1998 beschloß der 
Rat, den Vertreter Angolas einzuladen, ohne Stimmrecht an 
der Erörterung des Punktes "Die Situation in Angola" teilzu-
nehmen. 

Resolution 1173 (1998) 
vom 12. Juni 1998 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seiner Resolution 696 (1991) vom 
30. Mai 1991 und aller danach verabschiedeten einschlägi-
gen Resolutionen, insbesondere der Resolution 1127 (1997) 
vom 28. August 1997, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Eintretens für die 
Erhaltung der Einheit, der Souveränität und der territorialen 
Unversehrtheit Angolas, 

 mit dem Ausdruck seiner großen Besorgnis über die kriti-
sche Lage im Friedensprozeß, die dadurch entstanden ist, 
daß die União Nacional para a Independência Total de An-

gola ihre Verpflichtungen aus den "Acordos de Paz"129, dem 
Protokoll von Lusaka128, den einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats und dem Plan zur Erfüllung der noch unerle-
digten Aufgaben aus dem Protokoll von Lusaka bis zum 
31. Mai 1998, den der Sonderbeauftragte des General-
sekretärs am 15. Mai 1998 der Gemeinsamen Kommission 
vorgelegt hat, nicht befolgt hat, 

 unter Hinweis auf die Erklärung seines Präsidenten vom 
22. Mai 1998136, 

 in Anerkennung der Schritte, die die Regierung der Ein-
heit und Nationalen Aussöhnung unternommen hat, um ihre 
nach dem genannten Plan bestehende Verpflichtung, die 
Verbreitung feindseliger Propaganda über die staatlich kon-
trollierten Medien einzustellen und die Übergriffe durch die 
Angolanische Nationalpolizei zu verringern, zu erfüllen, 

 Kenntnis nehmend von der Erklärung der Mission vom 
2. Juni 1998 betreffend das Weiterbestehen nicht demobili-
sierter bewaffneter Kräfte der União Nacional para a Inde-
pendência Total de Angola137, 

A 

 1. verurteilt die União Nacional para a Independência 
Total de Angola dafür, daß sie ihre Verpflichtungen aus dem 
Protokoll von Lusaka128, den einschlägigen Resolutionen des 
Sicherheitsrats, insbesondere der Resolution 1127 (1997), 
sowie dem Plan, den der Sonderbeauftragte des Generalse-
kretärs der Gemeinsamen Kommission vorgelegt hat, nicht 
voll erfüllt hat, und macht ihre Führung dafür verantwort-
lich; 

 2. verlangt, daß die União Nacional para a Indepen-
dência Total de Angola bei der umgehenden Ausweitung der 
Staatsverwaltung auf das gesamte Hoheitsgebiet, insbeson-
dere auch auf Andulo, Bailundo, Mungo und Nharea, unein-
geschränkt und bedingungslos kooperiert und alle Versuche, 
diesen Prozeß umzukehren, einstellt; 

 3. verlangt erneut, daß die União Nacional para a In-
dependência Total de Angola ihre Entmilitarisierung ab-
schließt und alle Versuche zur Wiederherstellung ihrer mili-
tärischen Fähigkeiten einstellt; 

 4. verlangt, daß die União Nacional para a Indepen-
dência Total de Angola bei der Verifikation ihrer Entmilita-
risierung mit der Beobachtermission der Vereinten Nationen 
in Angola voll kooperiert; 

 5. verlangt außerdem, daß die União Nacional para a 
Independência Total de Angola alle Angriffe ihrer Mitglie-
der gegen Personal der Mission, internationales Personal, die 
Behörden der Regierung der Einheit und Nationalen Aus-
söhnung, namentlich die Polizei, sowie gegen die Zivilbe-
völkerung einstellt;  

                      
137 Official Records of the Security Council, Fifty-third Year, Supplement for 
April, May and June 1998, Dokument S/1998/503, Anlage. 
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 6. fordert die Regierung der Einheit und Nationalen 
Aussöhnung nachdrücklich auf, auch weiterhin alle Hand-
lungen zu unterlassen, namentlich den übermäßigen Einsatz 
von Gewalt, die den Prozeß der Normalisierung der Staats-
verwaltung untergraben könnten, legt der Regierung der 
Einheit und Nationalen Aussöhnung nahe, in den Gebieten, 
auf die die Staatsverwaltung ausgeweitet wird, gegebenen-
falls und im Einklang mit den Bestimmungen des Protokolls 
von Lusaka Personal der União Nacional para a Indepen-
dência Total de Angola heranzuziehen, und legt der Regie-
rung außerdem nahe, auch weiterhin friedlichen Maßnah-
men, die zu einem erfolgreichen Abschluß des Friedens-
prozesses beitragen, den Vorrang einzuräumen; 

 7. fordert die Regierung der Einheit und Nationalen 
Aussöhnung und insbesondere die União Nacional para a 
Independência Total de Angola auf, alle Handlungen zu un-
terlassen, die zu neuen Feindseligkeiten führen oder den 
Friedensprozeß untergraben könnten; 

 8. betont die Wichtigkeit der Stärkung der Rechts-
staatlichkeit, namentlich des vollen Schutzes aller angolani-
schen Bürger in dem gesamten Hoheitsgebiet; 

 9. fordert die Regierung der Einheit und Nationalen 
Aussöhnung und insbesondere die União Nacional para a 
Independência Total de Angola auf, die Sicherheit und Be-
wegungsfreiheit des gesamten Personals der Vereinten Na-
tionen und des gesamten internationalen Personals bedin-
gungslos zu garantieren; 

 10. ersucht den Generalsekretär, das Personal der Mis-
sion umgehend und nach Bedarf zu verlegen, um die Aus-
weitung der Staatsverwaltung auf das gesamte Hoheits-
gebiet, insbesondere auch auf Andulo, Bailundo, Mungo und 
Nharea, zu unterstützen und zu erleichtern, und fordert die 
União Nacional para a Independência Total de Angola auf, 
in dieser Hinsicht voll zu kooperieren; 

B 

 unter Hinweis auf Ziffer 9 seiner Resolution 1127 
(1997), 

 feststellend, daß die derzeitige Situation in Angola eine 
Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit in der Region darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten 
Nationen, 

 11. beschließt, daß mit Ausnahme Angolas alle Staaten, 
in denen sich Gelder oder andere Finanzmittel der União 
Nacional para a Independência Total de Angola als Organi-
sation oder von hochrangigen Amtsträgern der União Nacio-
nal para a Independência Total de Angola und ihren erwach-
senen unmittelbaren Familienangehörigen nach Ziffer 11 der 
Resolution 1127 (1997) befinden, einschließlich aus Vermö-
genswerten stammende oder durch sie erzeugte Gelder, von 
allen Personen und Körperschaften in ihrem Hoheitsgebiet, 

die solche Gelder und Finanzmittel besitzen, verlangen wer-
den, diese einzufrieren und sicherzustellen, daß sie der Uni-
ão Nacional para a Independência Total de Angola als Orga-
nisation oder hochrangigen Amtsträgern der União Nacional 
para a Independência Total de Angola und ihren erwachse-
nen unmittelbaren Familienangehörigen nach Ziffer 11 der 
Resolution 1127 (1997) weder direkt noch indirekt noch zu 
ihrem Nutzen verfügbar gemacht werden; 

 12. beschließt außerdem, daß alle Staaten die erforder-
lichen Maßnahmen ergreifen werden, 

 a) um alle offiziellen Kontakte mit der Führung der 
União Nacional para a Independência Total de Angola in 
den Gebieten Angolas zu unterbinden, auf die die Staats-
verwaltung noch nicht ausgeweitet worden ist, mit Ausnah-
me von Kontakten der Vertreter der Regierung der Einheit 
und Nationalen Aussöhnung, der Vereinten Nationen und 
der Beobachterstaaten des Protokolls von Lusaka; 

 b) um die direkte oder indirekte Einfuhr aller Diaman-
ten aus Angola in ihr Hoheitsgebiet zu verbieten, die nicht 
der Kontrolle durch die Ursprungszeugnisregelungen der 
Regierung der Einheit und Nationalen Aussöhnung unterlie-
gen; 

 c) um, sobald der Vorsitzende des Ausschusses nach 
Resolution 864 (1993) vom 15. September 1993 allen Mit-
gliedstaaten die von diesem Ausschuß gebilligten Richtlini-
en bekanntgegeben hat, den Verkauf oder die Lieferung von 
Ausrüstungen für den Bergbau oder Dienstleistungen auf 
dem Gebiet des Bergbaus an Personen oder Körperschaften 
in den Gebieten Angolas, auf die die Staatsverwaltung noch 
nicht ausgeweitet worden ist, durch ihre Staatsangehörigen 
oder von ihrem Hoheitsgebiet aus oder unter Benutzung von 
ihre Flagge führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen zu ver-
bieten;  

 d) um, sobald der Vorsitzende des Ausschusses nach 
Resolution 864 (1993) vom 15. September 1993 allen Mit-
gliedstaaten die von diesem Ausschuß gebilligten Richtlini-
en bekanntgegeben hat, den Verkauf oder die Lieferung von 
Kraftfahrzeugen oder motorisierten Wasserfahrzeugen oder 
Ersatzteilen für dieselben oder von Land- oder Wassertrans-
portdiensten an Personen oder Körperschaften in den Gebie-
ten Angolas, auf die die Staatsverwaltung noch nicht ausge-
weitet worden ist, durch ihre Staatsangehörigen oder von ih-
rem Hoheitsgebiet aus oder unter Benutzung von ihre Flagge 
führenden Schiffen oder Luftfahrzeugen zu verbieten; 

 13. beschließt ferner, daß der Ausschuß nach Resolu-
tion 864 (1993) von Fall zu Fall und nach einem Kein-
Einwand-Verfahren Ausnahmen von den in den Ziffern 11 
und 12 genannten Maßnahmen für nachweislich medizini-
sche oder humanitäre Zwecke genehmigen kann;  

 14. beschließt, daß die in den Ziffern 11 und 12 festge-
legten Maßnahmen am 25. Juni 1998 um 0.01 Uhr New 
Yorker Ortszeit ohne weitere Vorankündigung in Kraft tre-
ten, es sei denn, der Sicherheitsrat beschließt auf der Grund-
lage eines Berichts des Generalsekretärs, daß die União Na-
cional para a Independência Total de Angola bis zum 
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23. Juni 1998 allen ihren Verpflichtungen nach Ziffer 2 die-
ser Resolution voll nachgekommen ist; 

 15. bekundet seine Bereitschaft, die in den Ziffern 11 
und 12 sowie die in Ziffer 4 der Resolution 1127 (1997) 
festgelegten Maßnahmen zu überprüfen und sie aufzuheben, 
falls der Generalsekretär zu irgendeinem Zeitpunkt berichtet, 
daß die União Nacional para a Independência Total de An-
gola alle ihre einschlägigen Verpflichtungen vollinhaltlich 
befolgt hat; 

 16. bekundet außerdem seine Bereitschaft, die Verhän-
gung zusätzlicher Maßnahmen zu erwägen, falls die União 
Nacional para a Independência Total de Angola ihre Ver-
pflichtungen aus den "Acordos de Paz"129, dem Protokoll 
von Lusaka und den einschlägigen Resolutionen des Si-
cherheitsrats nicht vollinhaltlich befolgt; 

 17. fordert alle Staaten und alle internationalen und re-
gionalen Organisationen auf, ungeachtet etwaiger Rechte 
oder Verpflichtungen aus einer internationalen Über-
einkunft, einem Vertrag oder einer Lizenz oder Genehmi-
gung, die zeitlich vor dem Datum der Verabschiedung dieser 
Resolution liegen, streng im Einklang mit den Bestimmun-
gen dieser Resolution zu handeln; 

 18. fordert außerdem alle Staaten auf, die mit den Zif-
fern 19 bis 21 der Resolution 864 (1993) und Ziffer 4 der 
Resolution 1127 (1997) verhängten Maßnahmen genaue-
stens durchzuführen sowie Ziffer 6 der Resolution 1127 
(1997) zu befolgen; 

C 

 19. ersucht die Regierung der Einheit und Nationalen 
Aussöhnung, die Gebiete Angolas zu benennen, auf die die 
Staatsverwaltung nicht ausgeweitet worden ist, und sie dem 
Ausschuß nach Resolution 864 (1993) zu notifizieren; 

 20. ersucht den Ausschuß nach Resolution 864 (1993), 

 a) rasch Richtlinien für die Umsetzung der Ziffern 11 
und 12 zu erarbeiten und zu prüfen, wie die Wirksamkeit der 
vom Rat in seinen früheren Resolutionen verabschiedeten 
Maßnahmen weiter verstärkt werden kann; 

 b) dem Rat bis zum 31. Juli 1998 über die Maßnah-
men Bericht zu erstatten, die die Staaten zur Durchführung 
der in den Ziffern 11 und 12 festgelegten Maßnahmen ge-
troffen haben; 

 21. ersucht die Mitgliedstaaten, dem Ausschuß nach 
Resolution 864 (1993) spätestens bis zum 15. Juli 1998 In-
formationen über die Maßnahmen zur Verfügung zu stellen, 
die sie zur Durchführung der Ziffern 11 und 12 getroffen 
haben; 

 22. ersucht außerdem diejenigen Mitgliedstaaten, 
denen Informationen über Verstöße gegen die Bestimmun-
gen dieser Resolution vorliegen, diese Informationen dem 
Ausschuß nach Resolution 864 (1993) zur Weiterleitung an 

schuß nach Resolution 864 (1993) zur Weiterleitung an die 
Mitgliedstaaten vorzulegen; 

 23. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt zu 
bleiben. 

 Auf der 3891. Sitzung einstimmig verabschiedet. 

Beschluß 

 Auf seiner 3894. Sitzung am 24. Juni 1998 beschloß der 
Sicherheitsrat, den Vertreter Angolas einzuladen, ohne 
Stimmrecht an der Erörterung des folgenden Punktes teilzu-
nehmen: 

 "Die Situation in Angola 

  Schreiben des Generalsekretärs an den Präsidenten 
des Sicherheitsrats, datiert vom 24. Juni 1998 
(S/1998/566)134" 

Resolution 1176 (1998) 
vom 24. Juni 1998 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seiner Resolution 696 (1991) vom 
30. Mai 1991 und aller danach verabschiedeten einschlägi-
gen Resolutionen, insbesondere der Resolution 1173 (1998) 
vom 12. Juni 1998, 

 Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Generalsekre-
tärs vom 24. Juni 1998 an den Präsidenten des Sicherheits-
rats138, 

 feststellend, daß die derzeitige Situation in Angola eine 
Bedrohung des Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit in der Region darstellt, 

 tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten 
Nationen, 

 1. verlangt, daß die União Nacional para a Indepen-
dência Total de Angola den in der Resolution 1173 (1998) 
genannten Verpflichtungen voll und bedingungslos nach-
kommt; 

 2. beschließt, daß die in den Ziffern 11 und 12 der Re-
solution 1173 (1998) festgelegten Maßnahmen unbeschadet 
der Ziffer 14 der Resolution 1173 (1998) am 1. Juli 1998 um 
0.01 Uhr New Yorker Ortszeit ohne weitere Vorankündi-
gung in Kraft treten, es sei denn, der Sicherheitsrat be-
schließt auf der Grundlage eines Berichts des Generalsekre-
tärs, daß die União Nacional para a Independência Total de 
Angola allen ihren Verpflichtungen nach Ziffer 2 der Reso-
lution 1173 (1998) voll nachgekommen ist; 

 3. ersucht den Ausschuß nach Resolution 864 (1993), 
dem Rat unbeschadet der Ziffer 20 b) der Resolution 1173 
(1998) bis zum 7. August 1998 über die Maßnahmen Bericht 

                      
138 Ebd., Dokument S/1998/566. 
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